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Selbst für Tierschützer zu radikal
Am 13. Februar stimmt die Schweiz über die Vorlage «Ja zum Tier- und Menschenversuchsverbot» ab. Bund und Parlament geht die Vorlage 
viel zu weit. Selbst Tierschutz-Organisationen, die das Anliegen grundsätzlich unterstützen, sehen die Initiative als eher kontraproduktiv.

Rico Steinemann

Ein Verbot sämtlicher Tierversuche. 
Das fordern die Initianten der Volksini-
tiative «Ja zum Tier- und Menschenver-
suchsverbot». Im Parlament hatte die 
Vorlage keine Chance und wurde ein-
stimmig abgelehnt. Auch das Stimm-
volk sagt ersten Umfragen zufolge klar 
Nein. Doch wie stehen Schweizer Tier-
schutz-Organisationen zur Initiative? 
Das Thema Tierversuche ist bei diesen 
nicht erst seit dieser Initiative auf dem 
Tapet. 

Der Schaffhauser Jurist Andreas Rüt-
timann arbeitet für die Tierschutz-Or-
ganisation «Tier im Recht» und sitzt 
überdies in der Tierversuchskommis-
sion des Kantons Zürich. Er sagt: «Wir 
bei ‹Tier im Recht› vertreten eine diffe-
renzierte Ansicht und sind weder klar 
pro noch klar kontra.» So sei die Initia-
tive einerseits teilweise unglücklich 
ausgestaltet, indem sie beispielsweise 
einige unklare Formulierungen ent-
halte – etwa in Bezug auf die Erstan-
wendung von Therapien – und nicht 
zwischen belastenden und nicht belas-
tenden Versuchen unterscheide. Ande-
rerseits seien belastende Tierversuche 
für «Tier im Recht» ethisch höchst frag-
würdig, weshalb die Organisation das 
Grundanliegen der Initiative unter-
stütze. 

Mit Staatsgeldern gefördert 
Im heutigen System würden Tierver-

suche unkritisch mit Staatsgeldern ge-
fördert und Bewilligungsgesuche kaum 
je abgelehnt. Und dies trotz wachsender 
wissenschaftlicher Kritik an der Methode 
Tierversuch. «Es gibt verschiedene Stu-
dien, die darauf hindeuten, dass ein 
Grossteil der Resultate, die aus Tierver-
suchen gewonnen werden, nicht auf den 
Menschen übertragbar ist.» 

Dass die Bewilligungen kaum je abge-
lehnt werden, hänge im Übrigen auch 
mit der Zusammensetzung der Kom-
missionen zusammen. Der Jurist sagt: 
«Im Kanton Zürich haben wir beispiels-
weise ein Gremium aus elf Personen. 
Davon kommen drei aus dem Tier-
schutzbereich, der Rest steht der For-
schung nahe.» Rüttimann sieht bei die-
sem Verhältnis die Interessen des Tier-
schutzes zu wenig stark vertreten.

Ähnlich tönt es bei Julika Fitzi, der 
Leiterin der Fachstellen Tierversuche 
und tierärztliche Beratung bei der 
grössten und ältesten Tierschutzorgani-
sation des Landes, dem Schweizer Tier-
schutz STS. Die Tierärztin und Juristin 

findet das heutige System mit Tierver-
suchen für unsere gesellschaftlichen 
Ansprüche in der Schweiz in Bezug auf 
die Effizienz und das verursachte Tier-
leid, «ethisch und finanziell nicht trag-
bar». Dennoch sagt sie mit Blick auf die 
Initiative: «Wenn Tierversuche als Ver-
brechen taxiert werden sollen, dann 
kommen wir nicht weiter. Die Folgen 
sind so radikal, dass es aus unserer Sicht 
kontraproduktiv ist.»

Denn Fitzi ist überzeugt, dass die 
Schweiz von mittelschweren und schwe-
ren Tierversuchen wegkommen müsse. 
Tierversuche, um das Tierwohl zu ver-
bessern, Verhaltensstudien und wenig 
belastende Tests seien ihrer Meinung 
nach okay. Dennoch sei das langfristige 
Ziel der Organisation ein System, das ir-
gendwann komplett auf Tierversuche 
verzichten kann. «Alternativmethoden 
sind schneller, exakter und günstiger. 
Wir nutzen sie zu wenig», sagt die Tier-
ärztin.

Es gebe viele Entwicklungen wie  
beispielsweise Computermodelle oder 
«Organs on a chip». Bei letzterer Me-

thode dient ein Biochip zur Simulation 
von Organen in Zellkulturen. Fitzi 
glaubt, dass in diesem Bereich vieles vo-
rangetrieben werden könne, doch dazu 
müssten die staatlichen Gelder dahin 
umgelenkt werden. 2019 habe nur  
schon der Schweizerische National-
fonds 140 Millionen Franken in die For-
schung mit Tierversuchen investiert. 
Verglichen damit seien die 20 Millionen 
für das fünfjährige Programm, mit dem 
der Bund erforschen wolle, wie sich die 
Anzahl der Tierversuche verringern 
lässt, viel zu wenig.

Ob bei «Tier im Recht» oder dem 
Schweizer Tierschutz STS, beide Orga-
nisationen fordern eine konsequente 
Abkehr vom Tierversuch. Kontakt mit 
den Initianten habe es aber im Vorfeld 
nicht gegeben. Fitzi sagt dazu: «Das ist 
bedauerlich, denn es gibt tatsächlich 
Punkte, die sehr wohl mit unseren For-
derungen und Strategien übereinstim-
men.» So habe man die Initiative aber 
nicht unterstützen können. 

Sie spricht von einer verpassten 
Chance und glaubt, dass man mit einer 

moderateren Initiative mehr hätte errei-
chen können. 

Chancenloser Gegenvorschlag
Eine moderatere Version der Volksin-

itiative schwebte auch Meret Schneider 
vor. Die grüne Zürcher Nationalrätin  
setzt sich im Parlament an vorderster 
Front für Tiere ein. Weshalb sie von den 
Initianten auch eine Unterstützungsan-
frage erhielt. Aber Schneider lehnte ab. 
«Als ich die Vorlage las, dachte ich mir: 
So geht das nicht. Die Initiative wäre für 
die Forschung und die Weiterentwick-
lung derselben eine Katastrophe und ist 
so nicht umsetzbar.» Neben einem kom-
pletten Verbot für Tierversuche wären 
auch Schlafstudien mit Menschen oder 
Lernstudien mit Kindern verboten. 

Die grüne Nationalrätin fasst es so zu-
sammen: «Die Initiative ist schlecht ge-
macht.» Sie sei kontraproduktiv, weil sie 
sich auf keinen Dialog mit der Forschung 
einlasse. «Diese radikale Antihaltung 
bringt nichts.» Sie habe versucht, zu-
sammen mit den Initianten einen Gegen-
vorschlag auszuarbeiten, denn grund-
sätzlich teile sie deren Anliegen, sagt 
Schneider. Sie hätten aber keine Diskus-
sionsbereitschaft gezeigt. 

Sowohl mit «Tier im Recht» als auch 
mit dem Schweizer Tierschutz STS stand 
sie aber bezüglich eines Gegenvorschlags 
im Austausch. Gemäss diesem hätte der 
Bund unter Berücksichtigung der Wirk-
samkeit kategorienspezifischer Verbote 
einen Ausstiegsplan für belastende Tier-
versuche festlegen sollen. Und der Gegen-
vorschlag verlangte Fristen, nach deren 
Ablauf im entsprechenden Bereich keine 
Tierversuche mehr durchführt werden 
sollten. 

Zudem sollten öffentliche Mittel pri-
mär in tierversuchsfreie Forschungspro-
jekte fliessen. Schneiders Gegenvorschlag 
wurde in der letztjährigen Debatte im 
Nationalrat schliesslich mit 139 zu 44 Stim-
men abgelehnt. 

Dennoch sagt sie: «Ich habe gleich-
wohl versucht, die Diskussion zu nut-
zen, um einen konstruktiven Weg ein-
zuschlagen. Keine Hauruckübung, die 
alles verbietet, sondern ein Weg, der 
umsetzbar ist.» 

Zu einem gewissen Grad sei ihr das 
auch gelungen. So habe die Kommission 
für Wissenschaft, Bildung und Kultur 
mehr Geld für die 3R-Forschung («re-
place, reduce, refine – ersetzen, reduzie-
ren, optimieren von Tierversuchen) ge-
sprochen. «Der Weg ist noch nicht zu 
Ende gegangen», gibt sich Schneider 
kämpferisch.

Das mit Abstand am meisten verwendete Tier in Schweizer Tierversuchen ist nach wie vor die Maus.  BILD KEY

«Die Initiative wäre 
für die Forschung und 
die Weiterentwick-
lung derselben eine 
Katastrophe.»
Meret Schneider 
Grüne Nationalrätin

EU: Forscher sollen die Schweiz verlassen
28 Forschende aus der Schweiz haben EU-Fördermittel in Millionenhöhe gewonnen. Bloss: Das Geld erhalten sie nur, wenn sie  
die Schweiz verlassen. Jetzt springt der Bund ein.

Remo Hess

Die gute Nachricht: 28 Forscherinnen 
und Forscher aus der Schweiz haben 
sich im internationalen Wettbewerb 
durchgesetzt und einen der durch-
schnittlich 1,5 Millionen Euro schwe-
ren EU-Zuschüsse für ihr Forschungs-
projekt gewonnen. 

Die schlechte Nachricht: Weil die 
Schweiz nach dem Aus des Rahmenab-
kommens von der EU zum Drittland 
heruntergestuft wurde und bis auf 
Weiteres nur nicht-assoziiertes Mit-
glied beim Programm ist, erhalten die 
Forschenden das Geld nur, wenn sie 
ihre Tätigkeit in die EU verlegen. Das 
wurde ihnen diese Tage mitgeteilt, wie 
die Branchenplattform «Science Busi-
ness» berichtet.

«Wir beginnen nun die unmittelba-
ren Auswirkungen des Ausschlusses 
aus Horizon Europe zu sehen. Als Ers-
tes trifft es dabei äusserst talentierte 

Forschende am Beginn ihrer For-
schungskarriere», sagt Detlef Günther, 
Vizepräsident für Forschung an der 
ETH Zürich, in einer Mitteilung.

Nur: Ganz so schlimm ist es dann 
doch nicht. Das Staatssekretariat für 
Bildung und Forschung (SBFI) hat 
schon seit Längerem angekündigt, in 
die Bresche zu springen und die Mittel 
bereitzustellen, sofern sich die For-
schenden zu einem Verbleib in der 
Schweiz entscheiden. 

Von den elf Gewinnern, welche an 
der ETH Zürich eingeschrieben sind, 
haben sich fast alle dazu entschlossen. 
Dies sei der hervorragenden Ausstat-
tung zu verdanken, welche die ETH 
biete, so Günther. Er sei dem SBFI 
«sehr dankbar, dass es so unbürokra-
tisch einspringt». Das sei eine Erleich-
terung und helfe dabei, «talentierte 
Forschende in der Schweiz zu halten».

Gleichwohl befürchtet die ETH, künf-
tig vom internationalen Wettbewerb 

ausgeschlossen zu werden. Das oberste 
Ziel müsse sein, dass der Forschungs-
platz Schweiz schnell wieder voll bei 
der europäischen Forschungsförderung 
assoziiert werde, heisst es in der ETH-
Mitteilung. Zu den Gewinnerprojekten 
gehören Studien über künstliche Intel-
ligenz und eine Simulation über die 
Entstehung von Planeten.Molekularmediziner forscht in Genf. BILD KEY

«Wir beginnen nun 
die unmittelbaren 
Auswirkungen  
des Ausschlusses 
von Horizon  
Europe zu sehen.»
Detlef Günther 
Vizepräsident der Forschung an 
der ETH Zürich


